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GÜNTER RUDOLPH
Fraktionsvorsitzender

vom Bundesrat zunächst aufgehal-
ten wurde, weil die CDU-geführten 
Landesregierungen (auch die hes-
sische) dem Vorhaben nicht zuge-
stimmt haben.

Nahezu alles, was in der öffentli-
chen Diskussion bislang gegen das 
Bürgergeld vorgetragen wurde, 
war polemisch und frei von Fak-
ten. Das muss einen bei manchen 
politischen Mitbewerbern nicht 
wundern. Aber es erstaunt im Falle 
der Grünen, die an der Bundesre-
gierung beteiligt sind und dort das 
Bürgergeld mitgetragen haben, 
während sie in Hessen als Koali-
tionspartner der CDU deren Blo-
ckadehaltung schweigend hinneh-
men. Verlässlichkeit sieht anders 
aus.

Mit herzlichen Grüßen
Ihr Günter Rudolph

hinter uns liegt eine Plenarwoche, 
die vor allem von Gesetzeslesun-
gen geprägt war. Wie Sie wissen, 
haben in Hessen die meisten Ge-
setze eine befristete Gültigkeit, so 
dass sie der Landtag immer wie-
der neu beraten und beschließen 
muss. Das hat den Vorteil, dass das 
Parlament gezwungen ist, in regel-
mäßigen Abständen zu überprü-
fen, ob landesgesetzliche Normen 
in ihrer bestehenden Form noch 
sinnvoll und erforderlich sind. Und 
es hat den Nachteil, dass das Ple-
num des Hessischen Landtags viel 
Zeit für die Beratung von bereits 
bestehenden Gesetzen aufwenden 
muss, wodurch die Tagesordnung 
des Hessischen Landtags oftmals 
umfangreicher ist als in anderen 
Ländern.

Dafür, dass die politischen Zu-
kunftsthemen im Landtag den-
noch nicht zu kurz kommen, sorgt 
die SPD-Fraktion mit ihren Initiati-
ven und Debattenanstößen – zum 
Beispiel zum Wählen mit 16 bei 
Landtagswahlen, zum Umgang mit 
den NSU-Akten, aber auch zum 
Bürgergeld, dessen Einführung 
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Günter Rudolph hat die Landesre-
gierung dazu aufgerufen, im Um-
gang mit den so genannten „NSU-
Akten“ Transparenz herzustellen, 
um das Vertrauen in den Rechts-
staat zu stärken. „Es gibt keinen 
Zweifel daran, dass die größte Ge-
fahr für die Demokratie, unseren 
Rechtsstaat und unser friedliches 
Zusammenleben, vom Rechtsex-
tremismus ausgeht. Deswegen 
müssen diejenigen, die politische 
Entscheidungen für unser Staats-
wesen zu treffen haben, dafür sor-
gen, dass das staatliche Handeln 
über jeden Zweifel erhaben ist. Ein 

wesentliches Instrument dafür 
ist Transparenz. Und daran man-
gelt es der Landesregierung im 
Umgang mit den so genannten 
‚NSU-Akten‘“, machte der Frak-
tionsvorsitzende in der Plen-
ardebatte über einen entspre-
chenden SPD-Antrag deutlich. 
„Wir sprechen hier von einem 
Sachstandbericht des Landes-
amtes für Verfassungsschutz, 

den der damalige Innenminister 
und heutige Ministerpräsident Bo-
ris Rhein 2012 in Auftrag gegeben 
hat, um sich einen Überblick über 
den Kenntnisstand seiner Behör-
den zu der Mörderbande namens 
NSU zu verschaffen, die den Kasse-
ler Bürger Halit Yozgat erschossen 
hat. Ein Bericht, den er dann nie 
gelesen haben will. Dieses Papier 
erschien seinem Nachfolger als 
so brisant, dass es schließlich für 
30 Jahre als ‚geheim‘ eingestuft 
wurde. Diese Geheimniskräme-
rei hatte vor allem ein Ergebnis: 
Misstrauen gegenüber dem Staat 

und seinen Institutionen. Denn es 
entstand der Eindruck, dass etwas 
vertuscht werden sollte“, kritisierte 
Rudolph. Eine wirkliche Aufklärung 
des NSU-Komplexes habe nicht 
stattgefunden. Dabei schulde der 
Rechtsstaat den Opfern des rech-
ten Terrors und ihren Angehörigen 
Aufklärung in Bezug auf mögliche 
Fehler von Behörden. „Jetzt kennt 
die Öffentlichkeit den NSU-Bericht, 
weil Jan Böhmermann ihn veröf-
fentlicht hat. Und er zeichnet ein 
desolates Bild des Verfassungs-
schutzes, der über weite Strecken 
organisatorisch, technisch und 
fachlich nicht in der Lage war, sei-
ne Aufgabe wahrzunehmen“, so 
Rudolph. „Fehler einzugestehen 
und sich dafür zu entschuldigen, ist 
ein Zeichen von Größe und ein ers-
ter Schritt auf dem Weg, Vertrauen 
in den Staat und sein Handeln wie-
derherzustellen. Deswegen appel-
liere ich an die Landesregierung: 
Machen Sie sich ehrlich, sagen Sie, 
was wirklich war.“

Der Hessische Landtag hat in Ers-
ter Lesung den Gesetzentwurf 
der Landesregierung für ein Hes-
sisches Versammlungsfreiheitsge-
setz (HVersFG) beraten. „Nachdem 
die Gesetzgebungskompetenz für 
das Versammlungsrecht schon im 
Jahr 2006 vom Bund an die Län-
der übergegangen ist, war es al-
lerhöchste Zeit, auch in Hessen ein 
Landesgesetz zum Versammlungs-
recht einzuführen“, sagte die in-
nenpolitische Sprecherin der SPD- 
Fraktion, Heike Hofmann, in der 
Debatte. Die Versammlungsfreiheit 

sei ein elementares Grundrecht 
der Demokratie. Ein hessisches 
Gesetz dazu müsse das Ziel ha-
ben, eine Kultur des friedlichen 
Demonstrierens in Hessen zu 
bewahren und zu stärken. „Es 
gilt auch, die Versammlungsfrei-
heit im Sinne einer lebendigen 
Demokratie zu schützen“, so 
Hofmann. Für die sozialdemokra-
tische Fraktion sei es essentiell, 
dass ein Landesversammlungsge-
setz umfassenden Schutz für fried-
liche Versammlungen biete und 
zugleich die Möglichkeit schaffe, 

gewalttätige Versammlungen wirk-
sam zu unterbinden. „Dies muss 
im Rahmen einer umfassenden 
Rechtssicherheit für alle Beteilig-
ten geschehen“, machte Hofmann 
deutlich. 

GEHEIMNISKRÄMEREI SCHÜRT MISSTRAUEN

VERSAMMLUNGSRECHT

NSU-AKTEN
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Die Ampel-Koalition im Bund hat 
in der vergangenen Woche das 
Bürgergeld auf den Weg gebracht 
und damit gerade jetzt ein deutli-
ches Signal gesetzt: die Menschen 
verdienen mehr Sicherheit in 
schwierigen Lebenslagen. „Genau 
in dieser Zeit konstruiert die Union 
Vorwürfe und hantiert mit falschen 
Zahlen. Arbeitende Menschen mit 
geringem Einkommen werden so 
gegen erwerbslose Menschen aus-
gespielt. So viel Verantwortungs-
losigkeit macht mich fassungslos“, 
kritisierte Lisa Gnadl in der Plenar-
debatte zum Bürgergeld. Wichti-
ge finanzielle Entlastungen für so 
viele Menschen dürften nicht dem 
reinen Kalkül der Parteipolitik ge-
opfert werden. Besonders Familien 
seien hart getroffen. Ab jetzt dürfe 
es daher nur noch eine Zielrich-
tung geben: Die Länder seien in 
den nun anstehenden Beratungen 
im Vermittlungsausschuss gefragt, 
damit die Verhandlungen über das 
Gesamtpaket schnellstmöglich ab-
geschlossen werden können. „Die 
Landesregierung darf sich nicht 
weiter an einer solchen Blockade-
haltung im Bundesrat beteiligen 
und muss dieser wichtigen Reform 
zustimmen“, so Lisa Gnadl.

LESEN LERNT 
MAN NICHT 
AN EINEM 
TAG

In der Aktu-
ellen Stunde 
zum Vorlesetag 
hat der Bildungspolitiker Chris-
toph Degen die Landesregierung 
kritisiert: „Der Vorlesetag im No-
vember ist ein wichtiger Beitrag, 
das Lese- und Sprachvermögen 
von Kindern zu fördern. Deshalb 
unterstützen wir den Vorlesetag 
seit vielen Jahren durch aktive Be-
teiligung.“ Der Vorlesetag sei kein 
Tag, um sich für politische Fehlent-
scheidungen und Fehlentwicklun-
gen zu feiern, wie es Schwarzgrün 
versuche. „In Grundschulen müs-
sen pädagogische Laien Klassen-
leitungen übernehmen, weil zwei 
Jahrzehnte nicht in die Ausbildung 
neuer Grundschullehrkräfte inves-
tiert wurde. Auch hat Schwarzgrün 
es versäumt, die Qualität der Aus-
bildung zu verbessern“, so Degen. 
Die Ergebnisse des IQB-Bildungs-
trends seien alarmierend: nur 58,4 
Prozent erreichen den Regelstan-
dard im Lesen. Viertklässler könn-
ten immer schlechter lesen und 
rechnen. Ein erster Schritt für die 
Wertschätzung des Lesenlernens 
in der Grundschule wäre die An-
hebung der Bezahlung der Grund-
schullehrkräfte auf A13. 

MASKEN-
PFLICHT IM 
ÖPNV

„Die kalte Jah-
reszeit hat be-
gonnen und wir 
steuern auf steigen-
de saisonal bedingte Atemweg-

POLITISCHES KALKÜL IST BEIM BÜRGERGELD FEHL AM PLATZ
AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP

serkrankungen und eine erhöhte 
Ansteckungsgefahr zu. Ganz un-
abhängig davon gibt es keine neu-
en, medizinisch evidenten Grün-
de, warum die Maskenpflicht im 

ÖPNV abgeschafft werden sollte. 
Sicherlich ist die Lage im Frühjahr 
neu zu bewerten und bis dahin gel-
ten auch zunächst die Landes- und 
Bundesverordnungen. Das Land 
sollte jetzt nicht vorpreschen. Bür-
gerinnen und Bürgern ist es wohl 
kaum zu vermitteln, warum sie in 
Zügen des Fernverkehrs eine Mas-
ke tragen sollen, in Bussen und Bah-
nen des ÖPNV hingegen nicht“, hat 
sich Daniela Sommer gegen eine 
Abschaffung der Maskenpflicht im 
ÖPNV ausgesprochen. 

BIODIVERSITÄT

In der Debatte 
über den Biodi-
versitätsbericht 
erklärte der 
umweltpolitische 
Sprecher der  SPD-
Fraktion, Gernot Grumbach, dass 
die Landesregierung den Fokus nur 
auf Aspekte lege, die dazu taugten, 
positive Nachrichten zu erzielen. 
„Aber ihr eigener Bericht sagt, dass 
nur 13 Prozent der Lebensräume 
in Hessen gute Bedingungen für 
Pflanzen und Tiere bieten.  Die 
Dinge verschlechtern sich auf fast 
allen Ebenen: Mehr als die Hälfte 
der Insekten ist verschwunden, be-
sonders beängstigend ist die Lage 
bei den Lebewesen, die in der Erde 
leben und die immer weniger Le-
bensraum finden. Außerhalb von 
Naturschutzgebieten sieht es für 
die Natur düster aus“, so Grum-
bach. Die Landesregierung müsse 
dringend prüfen, wie wirksam ihre 
Bemühungen tatsächlich sind. 
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„Jede und jeder hat das Recht auf 
politische Mitbestimmung. Viele 
Bundesländer haben ihren jungen 
Bürgerinnen und Bürgern diese 
Mitbestimmung schon ermöglicht. 
Die SPD-Fraktion möchte mit dem 
Gesetzentwurf für das Wahlrecht 
ab 16 bei Landtagswahlen auch in 
Hessen die Möglichkeiten für die 
politische Teilhabe der jungen Ge-
neration verbessern. Junge Men-

schen haben Ängste und 
auch Sorgen, vielleicht 
heute mehr als je zuvor. 
Und gerade diese jungen 
Menschen sind es, die 
eine Stimme brauchen. 
Diese Stimme möchten 
wir ihnen geben. Denn 
wir wissen, dass Men-
schen auch mit 16 Jahren 
reif genug sind, um sich 
eine Meinung zu bilden“, 

erklärte der SPD-Fraktionsvorsit-
zende, Günter Rudolph, in der 
Ersten Lesung des SPD-Gesetzent-
wurfs. Junge Menschen seien poli-
tisch hochinteressiert und wollten 
mitgestalten.  „Generationenge-
rechtigkeit bedeutet, allen Gene-
rationen eine gerechte Mitsprache 
zu ermöglichen. Daher fordern wir 
das Wahlrecht ab 16 bei Landtags-
wahlen“, so Günter Rudolph.

In einer Aussprache über die Lage 
des Universitätsklinikums Gießen-
Marburg (UKGM) hat Dr. Daniela 
Sommer die Kritik ihrer Fraktion 
an dem Verkauf des UKGM an den 
Klinikkonzern Rhön erneuert: „Der 
Verkauf der Universitätskliniken in 
Gießen und Marburg an ein ren-
diteorientiertes Unternehmen 

bleibt falsch. Der Verkauf 
an den milliardenschwe-
ren Rhön-Konzern hat 
immer wieder für Ärger 
und Verunsicherung auf 
allen Seiten gesorgt.“ 
Deswegen sei es wichtig, 
dass die Landesregierung 
einen Weg aufzeige, wie 
die Privatisierung des 

UKGM rückgängig gemacht wer-
den könne. „Dieses Vorhaben ist 
juristisch komplex, es ist politisch 
kompliziert und es wird das Land 
am Ende vermutlich viel Geld kos-
ten. Aber erst, wenn es geplant 
und durchgerechnet ist, lässt sich 
beurteilen, ob es machbar ist“, 
so Sommer. Die Landesregierung 

betreibe an dieser Stelle schlicht 
Arbeitsverweigerung. Den letzten 
Gesprächskontakt zwischen Minis-
terium und Rhön-Konzern soll es 
im August gegeben haben – ob-
wohl das so genannte ‚Zukunftspa-
pier‘, das derzeit betriebsbedingte 
Kündigungen und die Auslagerung 
von Betriebsteilen in andere Ge-
sellschaften ausschließt, von Rhön 
zum Jahresende gekündigt wurde. 
„Am 31. Dezember entscheidet 
sich das Schicksal des UKGM. Es 
geht um die Zukunft der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Klini-
kums und um die Versorgung der 
Patientinnen und Patienten. Wei-
terhin nichts zu tun, ist verantwor-
tungslos“, kritisierte Sommer.

„Der Gesetz-
entwurf bie-
tet kaum 
echte Neuig-
keiten für die 
Menschen mit 
Einwanderungsge-
schichte in Hessen“, sagte Turgut 
Yüksel in der Debatte zum Integ-
rations- und Teilhabegesetz. Hes-
sen habe im Bereich der Integra-
tionspolitik wenig zu bieten. Die 
SPD begrüße im Grundsatz ein 
solches Gesetz und werde den 
Entwurf prüfen. Yüksel kritisier-
te insbesondere das Fehlen von 
Beiträgen zur politischen Partizi-
pation von Einwanderinnen und 
Einwanderern. So müsse die Lan-
desregierung gewählte Gremi-
en wie Ausländerbeiräte wieder 
stärken. „Appelle und Symbole 
reichen nicht aus“, sagte Yüksel.

LANDTAGSWAHLRECHT AB 16

NICHTSTUN ZEUGT VON VERANTWORTUNGSLOSIGKEIT

SPD-GESETZENTWURF

UKGM

INTEGRATIONS- UND 
TEILHABEGESETZ
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Förderung von Digitali-
sierungsprojekten im 
Zuge der ‚Starken Hei-
mat Hessen‘ erfolgt 
größtenteils aus der 

Heimatumlage – jene 
Gelder, die den Kommunen 

entnommen und dann vermin-
dert, schlecht umverteilt oder gar 
nicht zur Verfügung gestellt wer-
den. Es bringt auch nichts, nur ein 
Frontend zu finanzieren, bei dem 
der online gestellte Antrag als 
reines PDF-Dokument im E-Mail-
Eingang des Rathauses landet, 
wenn die Verwaltungsworkflows 
weiterhin in gewohnter, analoger 
Form gelebt werden. Ein Digita-
lisierungsprozess hört nicht an 
den Türen des Rathauses auf“, so 
Schneider. Die SPD-Fraktion sehe 
sowohl in der Umsetzung, als 
auch in der Finanzierung erhebli-
ches Verbesserungspotential. 

Der Gesetzentwurf zur 
Änderung des Hessi-
schen E-Government 
Gesetzes lässt Kern-
probleme unberührt. 
Laut Landesregierung 
soll der Gesetzentwurf 
Grundlagen schaffen, um die 
durch das Online-Zugangs-Gesetz 
gestellten  Anforderungen an die 
öffentliche Verwaltung erfüllen 
zu können. Betrachte man den 
Entwurf genauer, könne man fest-
stellen, dass es hauptsächlich um 
redaktionelle Änderungen gehe, 
die bereits 2019 hätten passieren 
müssen, erklärt Florian Schneider, 
Mitglied im Ausschuss für Digita-
lisierung und Datenschutz. „Dass 
die Landesregierung keine aus-
kömmliche Finanzierung bereit-
stellt, lässt die Selbstverwaltung 
der Kommunen zu einer reinen 
Pflichtverwaltung erstarren: Die 
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In der Zweiten Le-
sung des Hessi-
schen Energie-
gesetzes hat 
Stephan Grü-
ger den Ent-
wurf als ambi-
tionslos kritisiert 
und Regelungsmän-
gel aufgezeigt. Er begrüßte, dass 
die Landesregierung nun doch 
noch die Definition der Erneuer-
baren Energien als im „überragen-
den öffentlichen Interesse“ in den 
Gesetzentwurf aufgenommen 
hätte. „Das kann jedoch nicht da-
rüber hinwegtäuschen, dass das 
Gesetz der kleinste gemeinsame 
Nenner von CDU und Grünen ist 
und viele Mängel enthält“, so der 
energiepolitische Sprecher. Es sei 
nicht klar, in welchem Umfang die 
Kommunen die Kosten der Kom-
munalen Wärmeplanung vom 
Land erstattet bekämen und wie 
der Datenbezug im Rahmen der 
kommunalen Wärmeplanung ge-
regelt werden soll. Auch fehlten 
im Gesetzentwurf Ausbauziele 
für Bioenergie, Wasserkraft und 
Geothermie. Grüger kritisierte 
erneut, dass die Landesregierung 
nicht längst begonnen hat, die 
Landesliegenschaften mit Solar-
anlagen auszustatten. 

Reaktion der Landesregie-
rung“, so Barth. Wenn 
die Förderinstrumente 
nicht nachjustiert wür-
den, drohe der geför-
derte Wohnungsbau 

zum Erliegen zu kommen. 
„Auch die Einkommens-

grenzen, die darüber entschei-
den, ob Menschen Anspruch auf 
eine geförderte Wohnung haben, 
müssen erhöht und jedes Jahr an-
gepasst werden.“ Das politische 
Versagen von Schwarzgrün beim 
Thema ‚bezahlbares Wohnen‘ sei 
in Anbetracht der dramatischen 
Lage der Wohnungswirtschaft un-
erträglich.

Die Landesregierung 
möchte weiterhin kei-
ne Überarbeitung der 
Förderinstrumente 
für den Wohnungs-
bau vornehmen, um 
mehr bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen, 
bemängelte die wohnungspoli-
tische Sprecherin der SPD-Frakti-
on Elke Barth in der Debatte zum 
Wohnraumfördergestz. Die Re-
gierungskoalition sehe auch nach 
zahlreicher Kritik diverser Verbän-
de und der Wohnungswirtschaft 
keinen Bedarf, Änderungen vorzu-
nehmen.  „Die sprunghaft gestie-
genen Baukosten erfordern eine 

HESSISCHES 
ENERGIEGESETZ

SCHWARZGRÜN BLEIBT UNEINSICHTIG

E-GOVERNMENT-GESETZ ENTTÄUSCHT

WOHNRAUMFÖRDERGESETZ


